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Aufzüge 

§ 111. (1) Im Zuge folgender Bauführungen müssen Personenaufzüge errichtet werden: 

 a) Neubau von Gebäuden mit mehr als zwei Hauptgeschoßen, 

 b) Neubau von Wohngebäuden mit Wohnungszugängen, die mehr als zwei Geschoße über oder 
unter dem barrierefreien Gebäudezugang liegen, 

 c) Zubauten zur Schaffung neuer Wohnungen oder Betriebseinheiten, wenn das Gebäude vor 
oder nach diesem Zubau mehr als zwei Hauptgeschoße aufweist. 

 d) Umbauten von mehr als zwei Hauptgeschoßen. 

Diese Personenaufzüge müssen alle Geschoße, auch Kellergeschoße und Geschoße, die Garagen 
enthalten, sowie Dachgeschoße, wenn in ihnen der einzige Zugang zu Wohnungen vorgesehen ist, 
miteinander verbinden. Sie müssen ständig betriebsbereit und über die notwendigen Verbindungswege 
auch für Rollstuhlfahrer erreichbar sein. Jedem für die vertikale Erschließung notwendigen Treppenhaus 
muss mindestens ein eigener Personenaufzug zugeordnet sein. Mehrere dieser Personenaufzüge im selben 
Gebäude können auch an zentraler Stelle nebeneinander angeordnet werden.  

(2) Ausgenommen von der Verpflichtung gemäß Abs. 1 sind  

 a) Wohngebäude mit nur einer Wohnung, 

 b) Wohngebäude mit einer Gebäudehöhe von höchstens 7,50 m, die nicht mehr als zwei 
Wohnungen enthalten und in denen für Betriebs- oder Geschäftszwecke höchstens ein 
Geschoß in Anspruch genommen wird, 
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 c) Reihenhäuser, 

 d) Kleingartenhäuser und Kleingartenwohnhäuser. 

(3) Müssen nicht mehr als zwei Geschoße barrierefrei erschlossen werden, sind anstelle von 
Personenaufzügen auch vertikale Hebeeinrichtungen zulässig. Diese müssen mit Fahrkörben und 
Fahrkorbtüren ausgestattet sein und die Anforderungen gemäß Abs. 8 erfüllen. 

(4) Die Haltestellen von Personenaufzügen und vertikalen Hebeeinrichtungen müssen in der Ebene 
des jeweiligen Geschoßes angeordnet sein. Haltestellen von Personenaufzügen und vertikalen 
Hebeeinrichtungen, die zu Garagen oder brandgefährdeten Räumen führen, müssen direkt mit einem 
notwendigen Verbindungsweg verbunden sein, der, ohne durch diese Räume zu führen, eine 
Fluchtmöglichkeit ins Freie bietet. 

(5) Aufzugsschächte mit allseitig geschlossener Schachtumwehrung müssen ausreichend belüftet 
werden. Aufzugsschächte dürfen nicht für die Be- oder Entlüftung aufzugsfremder Räume verwendet 
werden. Aufzugsschächte und Triebwerksräume sind von aufzugsfremden Leitungen und Einrichtungen 
freizuhalten. 

(6) Triebwerksräume müssen Wände, Böden und Decken aus nicht brennbaren Baustoffen aufweisen 
und direkt aus dem Freien belüftet sein. Sie müssen unmittelbar vom Inneren des Gebäudes über Stiegen 
oder befestigte Leitern sicher erreichbar sein. Sofern sich der Aufzug nicht innerhalb einer Wohnung oder 
Betriebseinheit befindet, muss der Triebwerksraum von allgemeinen Teilen des Gebäudes erreichbar sein. 
Für Notbefreiungseinrichtungen von Personenaufzügen und vertikalen Hebeeinrichtungen ohne 
gesonderte Triebwerksräume gilt dies sinngemäß. 

(7) Bei hydraulischen Aufzügen ist der Boden der Aufzugsschächte und der Triebwerksräume 
flüssigkeitsdicht und wannenartig auszuführen. Jede Wanne muss die gesamte Hydraulikflüssigkeit 
aufnehmen können. 

(8) Für verpflichtend zu errichtende Personenaufzüge und vertikale Hebeeinrichtungen gilt 
Folgendes: 

 1. Schachttüren und Fahrkorbtüren sind als maschinell betätigte Schiebetüren auszubilden; sie 
müssen eine lichte Breite von mindestens 90 cm haben.  

 2. Fahrkörbe müssen für Rollstuhlfahrer und eine Begleitperson benutzbar sein. Bei einseitigen oder 
gegenüber liegend angeordneten Einstiegstellen dürfen die Fahrkorbinnenmaße eine lichte Breite 
von 1,10 m und eine lichte Tiefe von 1,40 m nicht unterschreiten. 

 3. Im Fahrkorb ist ein Handlauf in einer Höhe zwischen 85 cm und 1,00 m über dem Boden 
anzubringen; die lichten Maße des Fahrkorbes dürfen durch Handläufe um nicht mehr als 10 cm 
je Seite eingeengt werden. 

 4. Bedienungselemente müssen in einer Höhe von mindestens 85 cm und höchstens 1,20 m über 
dem Boden angebracht werden; innerhalb des Fahrkorbes muss ein Abstand von mindestens 
40 cm von der Eingangswand eingehalten werden.  

 5. Der Bodenfläche vor den geschlossenen Aufzugsschachttüren muss eine Bewegungsfläche 
(Wendekreis für Rollstuhlfahrer) mit einem Durchmesser von mindestens 1,50 m eingeschrieben 
werden können. Ausgenommen davon sind Bodenflächen vor geschlossenen 
Aufzugsschachttüren innerhalb von Wohnungen. 
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